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Die Kantone Basel-Stadt, Solo-
thurn und Aargau haben Noten
für die vierkantonalen Schul-
checks von Anfang an ausge-
schlossen. Jetzt hat dies die Re-
gierung auch für den Kanton
Baselland entschieden.Auch die
Regelung,wonach die Checks als
Orientierungshilfe im Hinblick
auf einen Übertrittsentscheid in
die Niveaus der Skundarschule
dienen, hat die Regierung aus der
Verordnung entfernt. Sie erfüllt
damit ein Postulat von Landrätin
Caroline Mall (SVP) und Mit-
unterzeichnern aus mehreren
Parteien. Eingereicht wurde der
Vorstoss im Mai 2018 mit dem
Titel «P6-Checks als Zünglein an
derWaage für den Übertritt».

Aus dem Bericht der Bil-
dungs-, Kultur- und Sportkom-
mission, die das Postulat abge-
schrieben hat, geht hervor, dass
die Regierung die Verordnung
aufgrund einer Studie der Fach-
hochschule Nordwestschweiz
angepasst hat. Die im Rahmen
dieser Studie Befragten haben
sich deutlich gegen eine Beno-
tung der Checks ausgesprochen.
Die Checks dienen dazu, Er-
kenntnisse über das Leistungs-
vermögen der Schülerinnen und
Schüler für das Bildungssystem
insgesamt zu erarbeiten. Sie
sollten deshalb nicht in Konkur-
renz zur Beurteilungs- und Be-
wertungspraxis in den Zeugnis-
sen stehen.

Zeugnisse nicht aushebeln
Die Landrätinnen und Landräte,
die den Vorstoss unterzeichnet
haben,wollten sich gar dagegen
wehren, dass die Checks die üb-
liche Bewertungspraxis aushe-
belt. Sie seien in ihrer Anwen-

dung sehr umstritten, schrieben
die Parlamentsmitglieder, und
würden in standardisierter Form
nochmals checken wollen, was
längst beurteilt sei. Dass das
Resultat der Schulchecks in der
sechsten Klasse der Primarschu-
le zudem bei der Leistungsbe-
urteilung für den Übertritt in die
Sekundarstufe ein Rolle spiele,
wecke den Verdacht, dass die
Zeugnisnoten nicht reichten,
eine Schülerin oder einen Schü-
ler objektiv zu beurteilen und in

ein entsprechendes Niveau der
Sekundarschule einzuteilen.

«Förderorientiertes Konzept»
Die Regierung hat jetzt das An-
sinnen der Landratsmitglieder
erfüllt – und ist sogar darüber
hinausgegangen. Sie hat den
Passus,wonach die Checks in die
Leistungsbeurteilung im jewei-
ligen Schuljahr einfliessen, gleich
ganz aus derVerordnung gestri-
chen, inklusive der Regelung,
wonach der Check der 6. Klasse

beim Übertrittsverfahren in die
Sek berücksichtigt wird.

Die Studie der Fachhochschu-
le Nordwestschweiz stammt aus
dem vergangenen Jahr. Sie zeigt
auf, dass die Benotung durchs
Band abgelehnt wird, sowohl
durch die Primarschulen als auch
durch die Sekundarschulen. Da-
für werden mehrere Gründe ge-
nannt.

Eine Benotung untergrabe
das förderorientierte Konzept
der Checks, heisst es in der Stu-

die. Der Stellenwert der Checks
würde überbewertet,wenn er in
die Zeugnisse einfliesse – ganz
besonders, wenn das Ergebnis
für ein Übertrittsverfahren bei-
gezogen werde.

Je nach Schule gebe es auch
Unterschiede bei der Durchfüh-
rung, was eine gerechte Beno-
tung verunmögliche. Der grosse
Informationsgehalt der Check-
auswertungenwürde zudembei
der Reduktion auf eine einzige
Zahl nicht ausgeschöpft.

Schulcheckswerden auch
imBaselbiet nicht benotet
Umstrittene Anwendung Die Regierung passt die Verordnung an: Die Resultate der Checks sollen
für die Leistungsbeurteilung keine Rolle spielen. Auch nicht beim Übertritt in die Sek.

Check in einer neunten Klasse: Die Ergebnisse werden in allen vier beteiligten Kantonen der Nordwestschweiz nicht bewertet. Foto: Archiv Tamedia

«Wir solltendiese Sitzung absagen
und auf das Honorar verzichten»,
forderte Peter Mark (SVP) zu Be-
ginn derRiehenerEinwohnerrats-
sitzung. Der Kanton befinde sich
imTeil-Lockdown.«Auchwir soll-
ten ein Zeichen setzen», so Mark.
Parlamentssitzungen seien nicht
von denCorona-Massnahmendes
Bundesrates und des Kantons be-
troffen, widersprach Einwohner-
ratspräsident Andreas Zappalà
(FDP). Ihm folgte eine Mehrheit:
DerAntrag Markwurde mit 24 zu
10 Stimmen abgelehnt.

So konnte das Gemeindepar-
lament über die Sanierung der
Rössligasse im Abschnitt Basler-
strasse bisHubgasse beraten. Ins-
gesamt hat derEinwohnerrat gute
drei Millionen Franken für die
Rössligasse beschlossen. Unum-
stritten waren 305’000 Franken
für die Instandstellung des Plat-
tenbelags imWebergässchen so-
wie 315’000 Franken für die Sa-
nierung derKanalisation.Mehr zu
diskutieren gab eine gleichzeiti-
geNeugestaltung.DerGemeinde-
rat und die Sachkommission
Mobilität und Versorgung enga-
gierten sich für die Variante 1 in-

klusive einer Pflästerung im Ein-
gangsbereichvon derBaslerstras-
se in die Rössligasse mit Kosten
von 2,33Millionen.Nur 1,9Millio-
nen hätte die Variante 2 ohne
Pflästerung gekostet. Mit 20 zu
15 Stimmen entschied sich derRat
für die Variante 1.

Für die Pflästerung waren
EVP, SP, CVP und GLP. Jürg Soll-

berger (EVP) sagte etwa, mit der
Pflästerungwerde derCharakter
der Begegnungszone besser be-
tont. Paul Spring (SP) unterstrich,
die Pflästerung sei eine Investi-
tion für die nächsten 50 Jahre.

Gegen die Pflästerungwehrten
sich hingegen SVP, FDP und LDP.
«Die Pflästerung ist nurPuderzu-
cker obendrauf, den niemand

will», kritisierte PeterMark (SVP).
Auch Hans-Rudolf Lüthi (LDP)
sagte, die Bevölkerung wolle die
Pflästerung nicht, während für
Dieter Nill (FDP) beide Varianten
zu teuer sind. Die FDP stimme
aber zu, damit sich die Sanierung
nicht verzögere.

Kein Bau-Moratorium
«21’500 Einwohner sind genug»,
findet die SVP und fordert in
einer Motion, in den nächsten
25 Jahren auf jegliches Bauen
auf dem Stettenfeld zu verzich-
ten. Gemeinderat Felix Wehrli
(SVP) empfahl dem Parlament,
die Motion seiner eigenen Par-
tei nicht zu überweisen. Die
Motion sei «rechtlich nicht zu-
lässig», weil sie die bundes-
rechtliche Planungspflicht und
den Grundsatz der Planbestän-
digkeit verletze.

Mit 28 zu 5 Stimmen wurde
die Motion nicht überwiesen –
sehr zum Ärger von Christian
Heim (SVP).Anstatt auf das Pro-
blemdes unbegrenzten Bevölke-
rungswachstums und die damit
verbundenen Kostensteigerun-
gen einzugehen, flüchte sich der

Gemeinderat auf die formelle
Ebene, kritisierte Heim.

Mit einem Grusswort auf
einem Flugblatt der Organisa-
tion Jugend mit einer Mission
(JMEM) hatte Gemeindepräsi-
dent Hansjörg Wilde (parteilos)
Wirbel ausgelöst. Einwohnerrat
Martin Leschhorn Strebel (SP)
kritisierte in einer Interpellation
JMEM als fundamentalistische
Organisation,welche dieWelt in
Gläubige undNichtgläubige ein-
teile. Hansjörg Wildes Empfeh-
lung, von «den evangelikalen
Missionaren» eine Bibel ent-
gegenzunehmen, findet Lesch-
horn fragwürdig.

Wilde betonte, JMEM sei eine
interkonfessionelle Bewegung,
die zum Beispiel soziale Dienste
bei Katastrophen leistet. «Dass
JMEM auch Bibeln verteilt, sollte
eigentlich nicht für Unverständ-
nis sorgen.» Wilde sagte, sein
Grusswort sei vom Gemeinderat
nicht genehmigtworden. Das sei
auch nicht nötig: Jedes Gemein-
deratsmitglied könne seine Mei-
nung öffentlich kundtun.

Rolf Zenklusen

Die Rössligasse in Riehenwird für drei Millionen Franken saniert
Debatte im Einwohnerrat Mit einer neuen Pflästerung will das Parlament die Begegnungszone aufwerten.

Die Rössligasse soll ein Kopfsteinpflaster erhalten. «Eine Investition für
die nächsten 50 Jahre», wie Paul Spring (SP) betont. Foto: Reto Oeschger

Normalerweise zeichnet sich der
Liestaler Einwohnerrat durch
harmonische Debatten und
durch grosses Einvernehmen
mit dem Stadtrat als Exekutive
aus. Nicht so am Mittwoch-
abend.

Da musste der Stadtrat für
einmal unten durch. Und dies,
obschon Stadtpräsident Daniel
Spinnler zuvor die frohe Bot-
schaft verkündet hatte, die Bür-
gergemeinde werde der Stadt
angesichts deren finanzieller
Schieflage für 2021 die Bau-
rechtszinsen in derHöhe von gut
330’000 Franken erlassen. Zur
Debatte standen zwei Postulate
des grünen Einwohnerrats Ben-
jamin Holinger, die der Stadtrat
als erfüllt abgeschrieben haben
wollte. Allein, das Stadt-
parlamentmachte nichtmit und
liess die Vorstösse stehen.

Links und rechts unzufrieden
Mit dem ersten Postulat bat Ein-
wohnerrat Holinger den Stadtrat,
abzuklären, wie es um die Mög-
lichkeiten einer Begrünung des
künftigen Liestaler Bahnhof-
areals stehe. Gemäss dem zwei-
ten Postulat sollte die Exekutive
prüfen, ob allenfalls Objekte auf
dem jetzigen Bahnhofareal wie
etwa der alte Güterkran hinter
dem Perron beim Emma-Her-
wegh-Platz als Erinnerungsstü-
cke in den neuen Bahnhof integ-
riert werden könnten.

Womöglich hat es sich der
Stadtrat mit denAufträgen etwas
gar einfach gemacht und die ge-
stellten Fragen zu pauschal be-
antwortet. Laut Joël Bühler (SP)
hat er nämlich «nur aufgezählt,
was nicht möglich ist».

Von links bis rechts war man
jedenfallsmit der Stadtregierung
unzufrieden. Und der federfüh-
rende Vorsteher des Stadtbau-
amtes, Stadtrat DanielMuri (par-
teilos), machte die Sache auch
nicht besser, als er den Bahnhof
als Ort bezeichnete, der mög-
lichst funktional seinmüsse, da-
mit die Menschen schnell von
einemOrt zum andern kommen,
und wo es daher keine Bäume
brauche.

Vergeblich gewehrt
So nahmder Einwohnerrat zwar
die Antwort des Stadtrats ein-
stimmig zur Kenntnis, liess das
Postulat aber mit 33 zu 4 Stim-
men stehen und schickte Letzte-
ren damit auf eine Zusatzrunde.
Kaumbesser erging es demStadt-
rat mit dem zweiten Postulat.
Hier warf Dominik Beeler (Grü-
ne) der Exekutive vor, sie habe
sich über das Anliegen «nicht
wirklich Gedanken gemacht». Er
wurde dabei von Bernhard Bon-
jour (SP) unterstützt.

Das wiederum wollte Daniel
Muri nicht auf sich sitzen lassen.
Allein der Abbau des – inzwi-
schen tatsächlich bereits abge-
brochenen – Güterkrans habe
Liestal 180’000 Franken gekos-
tet. Wie sich die Stadt in ihrer
gegenwärtigen finanziellen Situ-
ation eine solche Ausgabe wohl
hätte leisten könne, fragte Daniel
Muri rhetorisch.

DerVorsteherdes Stadtbauam-
tes wehrte sich allerdings auch
hiervergeblich.Das Postulatwur-
de mit 20 zu 15 Stimmen, bei vier
Enthaltungen, stehen gelassen.

Thomas Gubler

Stadtrat wird
vom Parlament
abgekanzelt
Liestal Der Einwohnerrat
schreibt zwei Postulate nicht
ab – die Stadtregierung
muss unten durch.
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Angela Weirichs Jobwechsel per
1. Juli 2021 von derErsten Staats-
anwältin zur Generalsekretärin
derBaselbieter Sicherheitsdirek-
tion (SiD), der rechten Hand von
Regierungsrätin Kathrin Schwei-
zer, kommt zwar überraschend,
er entbehrt jedoch nicht einer ge-
wissen Logik.

Wollte sie nicht als Erste
Staatsanwältin pensioniertwer-
den, dannwar es nach zehn Jah-
ren an der Spitze der Ermitt-
lungs- undAnklagebehörde und
im Alter von 55 Jahren Zeit für
eine neue und möglicherweise
letzte berufliche Herausforde-
rung. Denn um eine Herausfor-
derung handelt es sich beimGe-
neralsekretariat allein schon
durch dieVielfalt derTätigkeiten
– Vorbereitung von Gesetzge-
bungsprojekten, verwaltungs-
juristische Tätigkeit und Füh-
rungsaufgaben.

Undvielleicht hatman den Job
imMuttenzer Strafjustizzentrum
ja irgendwann auch «gesehen»,
auch wenn Angela Weirich von
Amtsmüdigkeit an der Spitze
der Staatsanwaltschaft (Stawa)
nichtswissenwill. «Ich habe die-
se Stelle nicht gesucht», sagt sie
der BaZ. Erst beim zufälligen Le-
sen des Inserates sei ihr Interes-
se geweckt worden. Aber dann
habe sie der vielfältige Tätig-
keitsbereich im SiD-Generalse-
kretariat eben schon fasziniert.

Abrechnungen statt Berichte
Wie auch immer. Es waren tur-
bulente Jahre, dieAngelaWeirich
in der Staatsanwaltschaft ver-
brachte.Und erst seit relativ kur-
zer Zeit bewegt sich das Stawa-
Schiff in ruhigen Gewässern. Zu
Beginn ihrerAmtstätigkeit hatte
sie die nicht eben einfache Auf-
gabe, nach der Einführung der
neuen eidgenössischen Strafpro-
zessordnung eine neue Behörde
aufzubauen.

Das heisst, die bisherigen fünf
Bezirksstatthalterämter und die

alte Staatsanwaltschaft, die sich
damals einzig mit der Anklage
befasst hatte, mussten zu einer
einzigen Behörde von mittler-
weile etwa 150Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern vereinigt wer-
den. Ein Prozess, der auch ohne
zusätzliche Erschwernisse oder
gar Störmanöver kaum reibungs-
los vonstatten gehen konnte.

Die «Fremdeinwirkungen»
aber beziehungsweise die Art
undWeise,wie die frühere Fach-
kommission für dieAufsicht der
Staatsanwaltschaft ihreAufgabe
interpretierte, führte zeitweise
zu einer Vergiftung der Atmo-
sphäre rund um die Baselbieter
Strafverfolgungsbehörde.Dabei
hatte die genannte Kommission
eigentlich nur die Aufgabe, für
die Regierung im Wesentlichen
die technischen Abläufe in der
Stawa zu prüfen und zu begut-
achten.

Tatsächlich aber glichen ihre
Berichte jeweils eigentlichenAb-
rechnungen. Wobei allerdings
nie klar geworden ist,wofür und
warum eigentlich abgerechnet
wurde.

Neues Gremium
Als schliesslich ein Gutachten
des früheren Zürcher Ober-
staatsanwalts der Baselbieter
Stawa ein gutes Zeugnis aus-
stellte, eskalierte die Situation.
Die Mitglieder der damaligen
Fachkommissionwarfen kurzer-
hand den Bettel hin. Und statt
dass man sie bat weiterzuma-
chen, setzte die Regierung eine
Kommissionmit neuenMitglie-
dern ein.

Unter dem seit 2018 arbeiten-
den neuen Gremiumhat sich die
Situation dann auch schnell be-
ruhigt. Dessen Berichte zeichnen
sich durch Sachlichkeit aus und
werfen kaum mehr politische
Wellen. «DieserUmstand hatmir
denWeggang überhaupt erst er-
möglicht. Denn jetzt läuft alles
gut», sagt AngelaWeirich.

Groll hegt die Erste Staats-
anwältin gleichwohl keinen,

beschönigen will sie allerdings
auch nichts. «Die Umstände
warenmanchmal schon schwie-
rig. Auf einiges hätte ich ver-
zichten können», sagt sie retro-
spektiv.

Grosse Schuhnummern
Das zerrüttete Verhältnis zwi-
schen Staatsanwaltschaft und
Fachkommission hatte nicht zu-
letzt zu einer Verpolitisierung
der Strafverfolgungsbehörde ge-
führt. 2013 und 2017musste sich
die Erste Staatsanwältin jeweils
einem Wiederwahlprozedere
unterziehen, bei dem der Land-
rat, der sie jeweils nur mit einer
bescheidenen Stimmenzahlwie-
dergewählt hatte, keine gute Fi-
gurmachte. Immerhin hatte sich
die Regierung, der die Stawa hie-
rarchisch unterstellt ist, stets
hinterWeirich gestellt. «Hierwar
das Feedback stets positiv», sagt
sie heute.

Dass Angela Weirich in ihrer
neuen Position keine derartigen
Spiessrutenläufemehr absolvie-
renmuss – ihre neueWahlbehör-
de ist die Regierung –, dürfte ein
angenehmer Nebeneffekt des
Jobwechsels sein.Dass allerdings
das SiD-Generalsekretariat auch
für die Erste Staatsanwältin zu
einerHerausforderungwird, hat
nicht nur mit dem Tätigkeitsbe-
reich zu tun, sondern auch mit
den Spuren, die ihre Vorgänger
dort hinterlassen haben.

Von Noch-Generalsekretär
Stephan Mathis, der die Stelle
seit 1998 innehat, wurde schon
behauptet, er seimehr als nur die
rechte Hand des jeweiligen Di-
rektionsvorstehers beziehungs-
weise derDirektionsvorsteherin.
Und Mathis’ Vorgänger war der
vor Jahresfrist verstorbene Kan-
tonsgerichtspräsident Peter
Meier. Siewerde daher nicht nur
mit viel gutem Mut an die neue
Aufgabe herangehen, «sondern
auch mit sehr viel Respekt vor
den Lebensleistungen von Peter
Meier und StephanMathis», sagt
AngelaWeirich.

Sie wird Katrin Schweizers rechte Hand
Interner Wechsel Die Erste Staatsanwältin Angela Weirich wechselt ins Generalsekretariat
der Sicherheitsdirektion und wird Nachfolgerin von StephanMathis.

Angela Weirich hat als Erste Staatsanwältin turbulente Zeiten erlebt. Foto: Elena Monti

Von Januar 2000 bis März 2005
entwarf ein 60-köpfiger Ver-
fassungsrat eine totalrevidierte
Kantonsverfassung, welche
vom Basler Stimmvolk ange-
nommen wurde und im Juli
2006 in Kraft trat. Heute stellt
man sich die Frage: Weshalb
nur – um Himmels willen – hat
dieser Rat die Schaffung eines
Regierungspräsidiums und
somit des Präsidialdeparte-
ments festgeschrieben?

Der Erste, welcher dieses Amt
bekleiden durfte, war der
Grüne Guy Morin, der über die
Kantonsgrenzen hinaus vor
allem als linkischer Grüss-
august wahrgenommen wurde
– wenn überhaupt. In Erinne-
rung geblieben ist seine
Passivität im Jahr 2014 beim
Mondfest auf dem Münster-
platz, veranstaltet durch die
Botschaft der Volksrepublik

China, als vor seinen Augen
tibetische Demonstranten von
chinesischen Sicherheits-
kräften verprügelt wurden.
Zu reden gab während seiner
Amtszeit auch der peinliche
Auftritt im Oktober 2015, wo er
zusammen mit der spanischen
Königin Letizia in Madrid eine
Bildersammlung eröffnete
und dabei einen provinziell-
spiessigen Auftritt hinlegte.

Auf seine unbeholfenen
Präsidialjahre folgten vier
Trauerjahre der Grünen
Elisabeth Ackermann, die eine
an nichts zu übertreffende
Aneinanderreihung von Pein-
lichkeiten, Pleiten, Pech und
Pannen waren. Vor vier Jahren
wollte auch der FDP-Mann
Baschi Dürr vom Justiz- und
Sicherheitsdepartement (JSD)
ins Präsidialdepartement
wechseln, wobei ihm der

Souverän diesen Schritt
verwehrte, weshalb er sich
weiterhin mit dem JSD
begnügen musste.

Jetzt reissen sich wiederum ein
Kandidat und zwei Kandidatin-
nen um den Chefposten im
Rathaus. Rückblickend auf die
vergangenen Jahre sind die
Bestrebungen nachvollziehbar,
das Präsidialdepartement
sang- und klanglos abzuschaf-
fen. Vielleicht könnte man das
Departement auch in «Präsi-
dium für Betroffenheit, Klima,
Gender und moralische Über-
höhung» umtaufen, wo sich die
links-grüne Klientel mit Verve
austoben könnte. Entsprechen-
de Bestrebungen, etwa von
Basel aus das Klima der ganzen
Welt zu retten oder die erste
Stadt ohne Autos zu sein, sind
bereits im Gange und schon
ziemlich fortgeschritten.

Beim neu geschaffenen
Departement könnte auch die
geplante Beschwerdestelle
gegen die Polizei angesiedelt
werden, um Synergien mit den
Betroffenheitsdiensten zu
nutzen. Die Basta-Regierungs-
ratskandidatin Heidi Mück hat
sich in einem Interviewmit
«Bajour» mit ihrer Aussage, sie
habe «ein schwieriges Verhält-
nis zu Polizisten», geradezu als
Verantwortliche dieser Polizei-
beschwerdestelle qualifiziert,
da es den Befürwortern primär
darum geht, die Einsatzmög-
lichkeiten des Polizeikorps
einzuschränken. Später hat
Mück ihre Aussage relativiert,
wonach sie in jenem Moment
ihre durchaus positiven Erfah-
rungen mit der Polizei nicht
habe abrufen können.

Auweia; derWahlkampf
verlangt einer linken Politike-

rin offenbar viel ab, wobei ihre
Partei Basta nicht gerade für
eine positive Einstellung gegen-
über der Polizei bekannt ist.

Das getrübte Verhältnis beruht
auf Gegenseitigkeit, es wäre
auch niemand beim Basler
Polizeikorps in der Lage, bei
Frau Mück etwas Positives
abzurufen. Dies aus nachvoll-
ziehbaren Gründen, war es
doch ihr politisches Umfeld,
welches das Verbot von Gum-
mischrot forderte oder der
Polizei die Anschaffung eines
gepanzerten Fahrzeugs
verweigerte, um nur zwei
Beispiele aus der jüngsten
Vergangenheit zu nennen.

Schlussendlich kann es
mit der Übernahme von
Regierungsverantwortung
niemals funktionieren, wenn
jemand als Exekutivmitglied

derart von der Polizei
angewidert ist. Im besagten
«Bajour»-Interview hat Frau
Mück zudem erwähnt, dass sie
als Chefin des JSD überfordert
wäre und Hilfe bräuchte. Sie
sagte dann aber ergänzend, sie
hätte beim Frauenhaus, das
dem JSD angegliedert ist,
zumindest einen Anknüp-
fungspunkt.

Als Vorgesetzte – im Gegensatz
zu heute – müsste sie
zumindest dann zur Kenntnis
nehmen, dass schweizweit alle
Straftäter im Bereich der
häuslichen Gewalt gross-
mehrheitlich Ausländer sind.

Vom Präsidialdepartement und anderen Pannen
Warumman das Departement in «Präsidium für Betroffenheit, Klima, Gender undmoralische Überhöhung» umtaufenmüsste.

Markus Melzl
ehemaliger Basler
Kriminalkommissär

Melzls Tatbestand
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